
Bebauungsplan 297 - Südlich Patternhof - 

Liste aller gem. § 4 Abs. 1 BauGB beteiligten Behörden

Originalschreiben mit Hinweisen/Bedenken siehe Anlage 

Nr. in der Datum der Antw. Datum der Antw.

Abwägungstabelle Institition Zusatz Keine Bed. Hinweise/Bedenken

Behörden/Verbände

1 Bezirksregierung Arnsberg Abt. 6 Bergbau und Energie NRW 23.11.2017

2 Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 22.5 (KBD) 06.11.2017

3 Erftverband 07.11.2017

4 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 06.11.2017

LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland

Kommunen und Kreise

5 StädteRegion Aachen A 70.5 - Mobilität, Klimaschutz und  Regionalentwicklung 04.12.2017

Natur/ Ökologie/ Landwirtschaft

6 Landesbüro der Naturschutzverbände NRW 03.11.2017

Organisationen 

Handwerkskammer Aachen

IHK Aachen 04.12.2017

Landwirtschaftskammer Rheinland 05.12.2017

Verkehr

ASEAG AG

AVV GmbH

Versorgungsunternehmen etc.

7 Deutsche Telekom Technik GmbH Stichwort: Bebauungsplan, T NL West, PTI 24 17.11.2017

8 EBV GmbH 05.12.2017

EWV Energie- und Wasserversorgung GmbH

regionetz GmbH

9 RWE Power Aktiengesellschaft Abteilung Liegenschaften (PCO-L) 29.11.2017

Westnetz GmbH DRW-S-LK-TM Spezialservice Strom

10 Wasserverband Eifel-Rur 06.11.2017

Zweckverband Entsorgungsregion West ZEW

11 Unitymedia NRW GmbH 22.11.2017

Wintershall Holding GmbH 29.11.2017

Vodaphone GmbH 04.12.2017

12 E-PLUS Mobilfunk GmbH 06.12.2017

NETAACHEN GmbH

Anlage 3
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Stellungnahme der Verwaltung zu den Stellungnahmen der Behörden (TÖB) zum Bebauungsplan 297 – Südlich Patternhof –  

frühzeitige Beteiligung nach § 4 (1) BauGB  -  Anschreiben vom 25.10.2017 Stand 09.09..2019 

Nr. Behörde / Inhalt der Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

1. Bezirksregierung Arnsberg- Schreiben vom 23.11.2017  

 
Die Bebauungsplanfläche liegt über auf Steinkohle und Braunkohle verliehe-
nen Bergwerksfeldern, alle in Eigentum der EBV GmbH, Hückelhoven.  
 
Über zukünftige bergbauliche Maßnahmen im Planbereich ist seitens der Be-
zirksregierung Arnsberg nichts bekannt. Soweit noch nicht erfolgt, sollte zu 
möglichen zukünftigen bergbaulichen Planungen sowie zu Anpassungs- oder 
Sicherungsmaßnahmen bezüglich bergbaulicher Einwirkungen der o.g. 
Feldeseigentümer grundsätzlich um Stellungnahme gebeten werden. 
 
Auch heute noch einwirkungsrelevanter tages-/oberflächennaher (Alt)Bergbau 
ist im Bereich der Planfläche in den bei der Bezirksregierung Arnsberg vorlie-
genden Unterlagen nicht dokumentiert. 
 
Aus bergbaulicher Sicht werden daher zu dem Bebauungsplan keine Beden-
ken vorgetragen. 
 

Die EBV GmbH wurde im Rahmen dieses Bebauungsplanverfah-
rens beteiligt. Es wurden keine Bedenken erhoben. 
Siehe Stellungnahme der Verwaltung unter Punkt. 8. 
 
 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Bezirksregierung Düsseldorf - KBD - Schreiben vom 06.11.2017  

 
Luftbilder aus den Jahren 1939 – 1945 und andere historische Unterlagen 
liefern Hinweise auf vermehrte Bodenkampfhandlungen. Die Bezirksregierung 
Düsseldorf empfiehlt eine Überprüfung der zu überbauenden Flächen auf 
Kampfmittel im ausgewiesenen Bereich der beigefügten Karte.  
 
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Ge-
ländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschiebenden 
Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Absprache für einen Orts-
termin gebeten. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Ramm-
arbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich zusätzlich eine 
Sicherheitsdetektion. 
 

Es wird ein entsprechender Hinweis zu Kampfmitteln in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
„Innerhalb des Plangebietes fanden vermehrte Kampfhandlungen 
statt. Eine Überprüfung der Bauflächen wird empfohlen, da nicht 
auszuschließen ist, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. 
Insoweit sind Erdarbeiten mit entsprechender Vorsicht auszuführen. 
Sollten Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten sofort ein-
zustellen und umgehend die zuständige Ordnungsbehörde, der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) oder die nächste Polizei-
dienststelle zu verständigen.“ 

 
 

Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 
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Nr. Behörde / Inhalt der Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

3. Erftverband - Schreiben vom 07.11.2017  

 Im Plangebiet befinden sich aktive oder inaktive Grundwassermessstellen. 
Aktive Grundwassermessstellen sind notwendige Instrumente der Gewäs-
serunterhaltung nach § 91 Wasserhaushaltsgesetz. Daher ist ihre Zugänglich-
keit und ihr Bestand dauerhaft zu wahren. Des Weiteren weist der Erftverband 
darauf hin, dass inaktive Grundwassermessstellen, die nicht zurückgebaut und 
verfüllt worden sind, die Tragfähigkeit des Baugrunds beeinflussen können. 
Sollte innerhalb eines 200 m Korridors der Baumaßnahme eine Grundwas-
sermessstelle liegen, ist zum Zwecke der Einweisung vor Beginn der Maß-
nahme Kontakt mit dem Erftverband aufzunehmen. 
 
Bei der Detailplanung ist zu berücksichtigen, dass im Bereich des Plangebie-
tes flurnahe Grundwasserstände auftreten.  
 
Eine Stellungnahme aus abwassertechnischer Sicht kann erst erfolgen, wenn 
im weiteren Verfahren Aussagen zur geplanten Erschließung erfolgen.  
 

Nach Abstimmung mit dem zuständigen Ansprechpartner der  
StädteRegion Aachen muss die aktive Grundwassermessstelle nicht 
an dem vorhandenen Standort erhalten bleiben. Ein Ersatzstandort 
kann auf der gegenüberliegenden Seite (Schulgelände) zur Neuer-
richtung unter dauerhafter Zugänglichkeit erfolgen.  
 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweise wurde in den Bebauungsplan aufe-
nommen. 
 
Aussagen zur geplanten Erschließung wurden in den Unterlagen 
ergänzt. Ein Entwässerungskonzept wurde erstellt und wird im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung zur Einsichtnahme zur Verfü-
gung gestellt. 
 

Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt.  

4. LVR Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, - Schreiben vom 06.11.2017  

 
Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine 
Konflikte zwischen der Planung und den öffentlichen Interessen des Boden-
denkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist dabei jedoch, dass Untersu-
chungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche nicht durch-
geführt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. 
 
Das Amt für Bodendenkmalpflege verweist daher auf die Bestimmungen der 
§§ 15, 16 DSchG NRW (Meldepflicht- und Veränderungsverbot bei der Entde-
ckung von Bodendenkmälern), bittet darum, einen entsprechenden Hinweis in 
die Planungsunterlagen aufzunehmen und schlägt hierzu eine konkrete For-
mulierung vor.: Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und 
Befunde sind der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 
45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199, unverzüglich 

In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufgenom-
men. 
 
„Die Bestimmungen der §§ 15 und 16 DSchG NW sind zu beachten. 
Demnach sind bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Funde und Befunde der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde 
oder dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Au-
ßenstelle Nideggen unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 
Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu belassen. Die Wei-
sungen des LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland sind 
für den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.“ 
 

Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 
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zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhal-
ten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang 
der Arbeiten ist abzuwarten. 
 

5. StädteRegion Aachen - Schreiben vom 04.12.2017  

 
 
 
5.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.2 

A 70 – Umweltamt 
Allgemeiner Gewässerschutz 
Aus Sicht des allgemeinen Gewässerschutzes bestehen zurzeit Bedenken. 
Das Umweltamt verweist darauf, dass Niederschlagswasser von Grundstü-
cken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentli-
che Kanalisation angeschlossen werden, soll gem. § 55 Wasserhaushaltsge-
setz in Verbindung mit § 44 Landeswassergesetz ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 
 
Bemängelt wird, dass die Niederschlagswasserentsorgung in den vorliegen-
den Unterlagen nicht ausreichend dargestellt ist. Für die wasserwirtschaftliche 
Prüfung ist die Vorlage von detaillierten Unterlagen und Nachweisen erforder-
lich. Hierzu verweist die StädteRegion auf ihr Rundschreiben vom 21.09.2017 
- Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
Erst nach Vorlage eines Entwässerungskonzeptes mit Nachweis der Nieder-
schlagswasserbeseitigung folgt eine weitere Stellungnahme. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die anfallenden Schmutzwässer  der öffent-
lichen Kanalisation zuzuleiten sind. 
 
Bodenschutz und Altlasten: 
Es bestehen keine Bedenken, wenn folgende Hinweise berücksichtigt werden. 
Es ist ein Eingriff in die Altlastenverdachtsfläche Kataster-Nr. 5103/0214 – 
Altstandort ehemalige Bauunternehmung, Tankstelle und Gebrauchtwagen-
handel - geplant. Betriebszeitraum der Firmen war zwischen 1929 und 1984. 
Bodenuntersuchungen im Bereich dieser Altlastenverdachtsfläche sind bisher 

 
 
Zur Niederschlagswasserentsorgung wurde ein Entwässerungs-
konzept erstellt und mit dem Wasserverband Eifel-Rur abgestimmt. 
Die Einleitung des Regenwassers in die bestehende umliegende 
Mischwasserkanalisation ist nach § 55 Abs. 2 WHG unzulässig. 
Eine Versickerung des Niederschlagwassers ist an dieser Stelle 
nicht möglich, da der Boden nicht versickerungsfähig und das 
Plangebiet als Altlastenfläche erfasst ist. 
Auch die Regenwasserableitung in die Inde wurde in dem Konzept 
differenzierter betrachtet. Das anfallende Regenwasser kann ohne 
Rückhaltung in die Inde eingeleitet werden. Das dazu erforderliche 
Gefälle vom Plangebiet bis zur Inde ist zur Verlegung einer Rohrlei-
tung ausreichend.  

 
 
 
 
 
 
 
Schmutzwässer werden der öffentlichen Kanalisation zugeleitet. 
 
 
 
Die Altlastenverdachtsfläche 5103/0214 befindet sich in der Berg-
rather Straße, kurz vor Einmündung in die Nothberger Straße im 
Bereich der Hausnummern 65 und 65 a. Eine Beschreibung dieser 
Verdachtsfläche wird in Begründung und Umweltbericht aufge-
nommen. Die Fläche wird im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 
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nicht vorgenommen worden. Der Altstandort wird in der Planung bisher nicht 
ausreichend berücksichtigt. 
 

3 BauGB als Fläche gekennzeichnet, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. In der Kennzeichnung 
wird auch aufgeführt, dass Anträge auf Nutzungsänderungen sowie 
Bauanträge im Bereich der im Bebauungsplan gekennzeichneten 
Altlastenverdachtsflächen der StädteRegion Aachen, Fachbereich 
Bodenschutz-Altlasten, vorzulegen sind. Zudem sind entsprechen-
de Bodenuntersuchungen durchzuführen. 

 
 

6. NABU Aachen-Land - Schreiben vom 03.11.2017  

 
Grundsätzliche Bedenken gegen den BP 297 bestehen nicht. Als Ausgleich für 
die zu fällenden Bäume würde der Einwender die Anlage von dichten Hecken 
(Weißdorn, Ilex, Hainbuche) begrüßen. Dadurch finden die sog. Allerweltsvo-
gelarten Brut- und Futtermöglichkeiten. 

 Einige der vorhandenen Bäume werden erhalten und in das städte-
bauliche Konzept integriert. Zudem sind neu anzupflanzende Bäu-
me und sonstige Bepflanzungen sowohl im öffentlichen als auch im 
privaten Raum vorgesehen. Siehe textliche Festsetzungen unter 
Punkt I.5 und I.6. 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 

7. Telekom- Schreiben vom 17.11.2017  

 
Zur Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch 
die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet 
und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. Bei positivem Er-
gebnis der Prüfung macht die Teklekom darauf aufmerksam, dass aus wirt-
schaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung des Neubaugebiets durch 
die Telekom nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung 
möglich sei. Es wird daher beantragt, dass 
- für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsge-

biet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künfti-
gen Straßen und Wege möglich ist, 

- auf Privatwegen ein Leitungsrecht zugunsten der Telekom als zu belas-
tende Fläche, festzusetzen entsprechend § 9 (21) Ziffer 21 BauGB, einge-
räumt wird, 

- eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und Dimensionierung der Lei-
tungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger 
erfolgt, so wie dies ausdrücklich im Telekommunikationsgesetz beschrie-
ben steht, 

- die geplanten Verkehrswege in Lage und Verlauf nicht mehr geändert 
werden, 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie richten sich 
überwiegend an die nachfolgende Umsetzung der Planung. 
 
Auf Privatflächen wurden mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 
belastende Flächen festgelegt. 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 



5/7 

Nr. Behörde / Inhalt der Stellungnahme Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

- dem Vorhabenträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen 
Bauablaufzeitenplan aufstellt. 

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung der Tele-
kommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit Straßenbau- und 
Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger sei es dringend erforder-
lich, dass diese sich rechtzeitig, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, mit der 
Telekom in Verbindung setzen. 
 

8. EBV GmbH - Schreiben vom 05.12.2017  

 
Der Geltungsbereich liegt innerhalb der Berechtsame der EBV GmbH auf 
Steinkohle. Zur Bebauungsplanung werden keine Bedenken erhoben. Eine 
Kennzeichnung nach § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB wird seitens des Einwenders für 
nicht erforderlich gehalten. 
 

Auf eine entsprechende Kennzeichnung im Bebauungsplan wird 
verzichtet. 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 

9. RWE Power AG - Schreiben vom 29.11.2017  

 
 

Die RWE Power AG weist darauf hin, dass das gesamte Plangebiet in einem 
Auegebiet liege, in dem der natürliche Grundwasserspiegel nahe der Gelän-
deoberfläche anstehe und der Boden humoses Bodenmaterial enthalten kön-
ne. 
 
Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im Allgemeinen kaum 
tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf kurzer Distanz 
in ihrer Verbreitung und Mächtigkeit, so dass selbst bei einer gleichmäßigen 
Belastung diese Böden mit unterschiedlichen Setzungen reagieren können. 
 
Das gesamte Plangebiet sei daher wegen der Baugrundverhältnisse gem. § 9 
Abs. 5 Nr. 1 BauGB als Fläche zu kennzeichnen, bei deren Bebauung ggf. 
besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, erfor-
derlich sind. 
 
RWE Power bittet darum, hierzu in die textlichen Festsetzungen folgende 
Hinweise aufzunehmen: 
 
„Das Plangebiet liegt in einem Auebereich. 

Das Plangebiet wird entsprechend gekennzeichnet. 
Zusätzlich werden entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan 
und die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 
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 Baugrundverhältnisse: Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet sind 
bei der Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbe-
sondere im Gründungsbereich, erforderlich. Hierzu sind die Bauvorschrif-
ten des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, 
die Normblätter der DIN 1054 „Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- 
und Grundbau – Ergänzende Regelungen“, und der DIN 18 196 „Erd- und 
Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ mit der Tabelle 
4, die organische und organogene Böden für Baugrund als ungeeignet 
einstuft., sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes NRW zu 
beachten. 

 Grundwasserverhältnisse: Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe 
der Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand kann vorübergehend 
durch künstliche oder natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den Abdich-
tungsmaßnahmen ist ein zukünftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf 
das natürliche Niveau zu berücksichtigen. Hier sind die Vorschriften der 
DIN 18 195 „Bauwerksabdichtungen“ zu beachten. Weitere Informationen 
über die derzeitigen und zu erwartenden Grundwasserverhältnisse kann 
der Erftverband geben.“ 

 
Außerdem weist RWE Power darauf hin, dass sich Fremdpegel im Plangebiet 
befinden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Erftverband wurde innerhalb dieses Verfahrens beteiligt und hat 
auf Grundwassermessstellen hingewiesen. Siehe Stellungnahme 
der Verwaltung unter Punkt 3.  
 

10. Wasserverband Eifel-Rur - Schreiben vom 06.11.2017  

 
Das Entwässerungskonzept ist mit dem Wasserband Eifel-Rur abzustimmen. 
 

Zur Regenwasserableitung wurde ein Entwässerungskonzept er-
stellt und mit dem Wasserverband Eifel-Rur abgestimmt. 
Siehe auch Stellungnahme der Verwaltung unter Punkt. 5.1. 
 

Die Stellungnahme wird 
berücksichtigt. 

11. unitymedia - Schreiben vom 22.11.2017  

 
Im Plangebiet liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH. Der 
Einwender ist grundsätzlich daran interessiert, sein glasfaserbasiertes Kabel-
netz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherheit 
der Breitbandversorgung für die Bürger der Stadt Eschweiler zu leisten. 
Die Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weitergeleitet, die sich zu 

Es erfolgt eine weitere Beteiligung am Verfahren. 
 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 
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gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis dahin bittet der Einwender um 
weitere Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. 

12. E-Plus - Schreiben vom 06.12.2017  

 
Aus Sicht der E-Plus Service GmbH sind nach den einschlägigen raumordne-
rischen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu be-
rücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunika-
tionslinien zu vermeiden: 
 
- durch das Plangebiet führt eine E-Plus-Richtfunkverbindung 
 
- um zukünftige mögliche Interferenzen zu vermeiden, sollten entlang der 
Richtfunktrassen (Bereich Plangebiet) geplante Gebäude/ Baukonstruktionen 
folgende Höhen nicht überschreiten: 

- max. Bauhöhe 51 m 

- Schutzstreifen um die Mittellinie +/- 5 m (Trassenbreite). 

Es sind keine Gebäude in Höhe dieser Richtfunkverbindung vorge-
sehen. 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen. 

 




